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FINANZIERUNG ÖFFENTLICHER TOURISMUSORGANISATIONEN  
UND EU-BEIHILFERECHT

In einem Informationsschreiben veröffent­
lichte das Bundeswirtschaftsministerium 
beihilferechtliche Lösungsansätze der EU-
Kommission zur beihilferechtlichen Ein­
ordnung und Zulässigkeit der Finanzierung 
von Tourismusorganisationen.

Insbesondere hat die EU-Kommission 
darauf hingewiesen, dass etliche Aktivitäten 
von öffentlichen Tourismusorganisationen 
bereits nicht wirtschaftlich und daher nicht 
beihilferechtlich relevant sind. In vielen 
anderen Fällen könne zudem davon ausge­
gangen werden, dass diese nicht geeignet 
sind, den Handel zwischen den Mitglieds­
staaten in wirklich spürbarer Weise zu 
beeinträchtigen. Auch sei das übliche 
allgemeine Destinationsmarketing als bei­
hilfefrei zu werten.

Wenngleich in engen Grenzen, sei im Einzel­
fall zu prüfen, ob grundsätzlich auch Finan­
zierungen auf der Grundlage der Regelungen 
für Dienstleistungen von allgemeinem 
wirtschaftlichen Interesse (DAWI) denkbar 
sind. Die EU-Kommission hat selbst von 
diesen Lösungsansätzen in der Zurück­
weisung von zwei Beschwerden unter 
Hinweis auf nicht-wirtschaftliche bzw. rein 
lokale Tätigkeiten Gebrauch gemacht 
(SA.41158 – Erfurt Tourismus und Marketing 
GmbH und SA.41273 – Zweckverband 
Tourismuszentrale Holsteinische Schweiz).

Dem jeweiligen Fördergeber stehen nun – 
neben z. B. der De-minimis-Verordnung 
oder dem Mittel der Trennungsrechnung – 
weitere wichtige und praxisnahe Instru­
mente zur Verfügung, um im Einzelfall zu 

hinreichend rechtssicheren Lösungen zu 
gelangen und so sicherzustellen, dass das 
wirtschaftliche wie ideelle Potenzial des 
Tourismus in Deutschland und Europa ent­
wickelt und ausgeschöpft werden kann.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, 
dass die EU-Kommission weite Bereiche 
der Tourismusförderung für beihilferecht­
lich irrelevant hält. Lediglich im Bereich des 
klassischen Wettbewerbs wird man die 
pauschale Zuordnung zu DAWI ablehnen 
müssen. Dazu zählen im touristischen 
Bereich z. B. der Verkauf von Ansichts­
karten, Wander- und Radtourenkarten, 
Reiseliteratur, Ticketverkauf, Buchungs­
service, Souvenirs und Pauschalreisen.

ETAPPENSIEG DER GAS- UND STROMNETZBETREIBER: 
EIGENKAPITALZINSSÄTZE DER BUNDESNETZAGENTUR ZU NIEDRIG
Die 4. Beschlusskammer der Bundesnetz­
agentur (BNetzA) hat mit Festlegungen vom 
5.10.2016 (BK4-16-160 und BK4-16-161) 
die Eigenkapitalzinssätze für Strom- und 
Gasnetzbetreiber deutlich gekürzt. Der 
Eigenkapitalzinssatz für Neuanlagen wurde 
von 9,05 % auf 6,9 % und der für Altanlagen 
von 7,14 % auf 5,12 % abgesenkt. Hiergegen 
haben sich eine Vielzahl von Klagen der 
betroffenen Netzbetreiber gerichtet.

Mit dem nicht rechtskräftigen Urteil vom 
22.3.2018 vertritt der 3. Kartellsenat des 
Oberlandesgerichts (OLG) Düsseldorf die 
Auffassung, dass die Festlegung der Eigen­
kapitalzinssätze durch die BNetzA für die 
Dauer der dritten Regulierungsperiode 
rechtsfehlerhaft erfolgte und deshalb  
zu niedrig bemessen wurde. Die Markt­

risiken wurde hiernach bei der Be­
messung der Eigenkapitalzinssätze nicht 
ausreichend berücksichtigt. Als methodisch 
fehlerhaft beanstandet das OLG, dass die 
BNetzA die Marktrisikoprämie allein aus 
historischen Daten abgeleitet hat, ohne 
hierbei die Sondersituation des gegen­
wärtigen Marktumfelds zu berücksichtigen. 

Neben den von der BNetzA genutzten 
Daten, deren Qualität und Verwendung 
nicht zu beanstanden seien, hätten nach 
Auffassung des OLG auch weitere, andere 
Länder und Zeiträume umfassende Studien 
herangezogen werden müssen. Um dem 
durch die Finanz- und Schuldenkrise aus­
gelösten Strukturbruch auf den Finanz- 
und Kapitalmärkten Rechnung zu tragen, 
hätte zudem nicht schematisch der Mittel­

wert der von der BNetzA ermittelten Band­
breite der Marktrisikoprämien, sondern 
ein Wert im oberen Bereich der Bandbreite 
gewählt werden müssen.

Als Fazit bleibt festzustellen, dass nach 
Auffassung des OLG die BNetzA die Höhe 
des Zuschlags zur Abdeckung netzbetriebs­
spezifischer unternehmerischer Wagnisse 
im Sinne des § 7 Abs. 5 StromNEV/GasNEV 
rechtsfehlerhaft ermittelt hat.

Da die BNetzA unverändert ihre Vorgehens­
weise für sachgerecht hält, hat sie gegen 
das Urteil Rechtsbeschwerde eingelegt. Es 
bleibt somit abzuwarten, wie der Bundes­
gerichtshof die Frage beurteilt.
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AKTUELLES ZU EPSAS
Die Europäische Union strebt mit den 
European Public Sector Accounting 
Standards (EPSAS) die Vergleichbarkeit 
der Haushalte und der Meldedaten der 
Länder der Mitgliedsstaaten an. Durch die 
erhöhte Transparenz können Kontroll­
möglichkeiten besser genutzt und etwaige 
Schuldenkrisen vermieden werden. 

Aufgrund des erhöhten Anpassungsbe­
darfs und der möglichen Beschränkungen 
stehen sowohl Bundesrat, Bundestag, 
Bundesministerium der Finanzen als auch  
der Bundes- und die Landesrechnungshöfe 
(BRH bzw. LRH) der Einführung der 
Standards skeptisch gegenüber. Sie raten 
von der Einführung ab und befürworten 
stattdessen eine Anpassung an das 
Handelsrecht. Im Bericht vom 15.11.2017 an 

die Bundesregierung fasste der BRH seine 
Kritik in 8 Punkten zusammen. Diese 
wiederum hat das Institut der Wirtschafts­
prüfer (IDW) in seiner Stellungnahme vom 
5.12.2017 hinterfragt. Dabei geht es im 
Wesentlichen um folgende Punkte:

1. Dem Zweifel des BRH an der Erreichung 
des Ziels durch EPSAS (fehlendes Grund­
konzept und keine Berücksichtigung 
anderer Mittel) entgegnete das IDW, dass 
doppische Systemdaten näher an dem EU-
Meldeformat seien und Deutschland damit 
in die Lage versetzt werde, die Pflichtdaten 
zu melden. 

2. Ein Verzicht auf eine Konzernrechnungs­
legung würde laut IDW dazu führen, dass 
eine Verschuldung wegen der ansonsten 

möglichen Schuldenauslagerung zu spät 
erkannt werden könnte. Es herrscht Einig­
keit, dass ungenügende Sanktionsmöglich­
keiten bestehen und die richtige Erfassung 
der Staatsschulden im Vordergrund steht.

3. Der BRH sieht den Kosten-Nutzen-
Vorteil der EPSAS nicht, da viele Kommunen 
der Bundesländer bereits die Doppik ein­
geführt haben und nur die verbliebenen 
Anwender der Kameralistik keinen Doppel­
aufwand im Bereich der Einführung der 
Doppik haben. 

Laut einer Untersuchung von Haushalts­
Steuerung.de vom 22.7.2017 haben zum 
1.1.2017 65 % der deutschen Kommunen  
die Rechnungslegung auf Doppik umge­
stellt.

VORSTEUERABZUGSBERECHTIGUNG BEI MARKTPLÄTZEN
In seiner Entscheidung vom 3.8.2017 hat 
sich der Bundesfinanzhof (BFH) mit der 
Frage beschäftigt, in welchem Umfang ein 
Vorsteuerabzug für eine Stadt aus den 
Kosten für die Errichtung und Gestaltung 
eines Marktplatzes möglich ist. 

Die in aller Regel immer auch vorliegende 
hoheitliche Nutzung des Marktplatzes 
durch die Stadt erlaubt keinen Vorsteuer­
abzug, sodass in jedem Fall nur ein anteili­
ger Vorsteuerabzug und keine vollständige 
Zuordnung der Kosten zur unternehme­
rischen Tätigkeit möglich ist. Vom BFH  
wird des Weiteren der unternehmerische 
Bereich (hier: Kurbetrieb), der grundsätz­
lich einen Vorsteuerabzug ermöglicht, 
hinterfragt. Je nachdem, auf welcher 
rechtlichen Grundlage dieser Bereich be­
trieben wird, kann es darauf ankommen, ob 
die Behandlung als Nicht-Unternehmer zu 
größeren Wettbewerbsverzerrungen führt. 
Selbst wenn danach eine grundsätzliche 
Vorsteuerabzugsberechtigung vorliegt, soll 
weiter untersucht werden, ob ein unmittel­
barer und direkter Zusammenhang der 
Kosten mit der unternehmerischen Tätig­
keit gegeben ist. Damit kann letztendlich 
ein vollständiges Versagen des Vorsteuer­
abzugs das Ergebnis sein. Zur Ermittlung 
der konkreten Vorsteuerabzugsberechti­
gung ist der Fall an das Finanzgericht zu­
rückverwiesen worden.
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AUSREICHEND VORBEREITET? PFLICHT ZUR ENTGEGENNAHME UND 
VERARBEITUNG ELEKTRONISCHER RECHNUNGEN NACH EU-VERORDNUNG 
FÜR KOMMUNALE AUFTRAGGEBER!

Ist Ihre Kommunalverwaltung schon in der 
Lage, Eingangsrechnungen im gesetzlich 
vorgeschriebenen Format elektronisch 
entgegenzunehmen und zu verarbeiten? 
Nach unseren Erfahrungen ist dies bisher 
die absolute Ausnahme. In den allermeisten 
Fällen werden die Eingangsrechnungen 
noch in einem weitgehend analogen 
Prozess vom Rechnungseingang über die 
sachliche und rechnerische Prüfung bis zur 
Zahlung verarbeitet. Damit stehen die 

Kommunen vor einer (weiteren) digitalen 
Herausforderung: Der Gesetzgeber hat  
im Jahr 2017 durch das Gesetz zur Um­
setzung der Richtlinie 2014/55/EU über  
die elektronische Rechnungsstellung im 
öffentlichen Auftragswesen und eine  
entsprechende E-Rechnungsverordnung  
die öffentliche Verwaltung verpflichtet, 
künftig bei öffentlichen Aufträgen elektro­
nische Rechnungen empfangen und ver­
arbeiten zu können. Die Kommunen haben 

bis zum 27.11.2019 Zeit, die notwendigen 
technischen und organisatorischen Voraus­
setzungen in ihrer Verwaltung zu schaffen. 

Was auf den ersten Blick nach einer längeren 
Übergangsfrist aussieht, kann sich schnell 
zu einem zeitkritischen Projekt entwickeln. 
Nutzen Sie die verbleibende Zeit, denn es 
wird seine Zeit dauern, die IT-Systeme und 
die Arbeitsorganisation in der Verwaltung 
an die neuen Anforderungen anzupassen. 
Es bietet sich den Kommunen allerdings 
auch die Chance, den Prozess der Bearbei­
tung von Eingangsrechnungen in einen 
IT-gestützten, medienbruchfreien, elek­
tronischen Workflow zu wandeln. Wichtig 
ist aus unserer Sicht, diesen Digitalisierungs­
schritt mit anderen Neugestaltungen und 
Anpassungen von Verwaltungsprozessen 
zu verknüpfen, die sich durch andere 
Anforderungen, wie z. B. die neuen umsatz­
steuerlichen Regelungen des § 2b UStG, 
das Thema Tax Compliance Management 
oder die Einführung eines digitalen Doku­
mentenmanagements, ergeben. 
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